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„Die von Dienstleistungserbringern bei der 
Niederlassung einzuhaltenden Formalitäten 
und Verfahren sind zu kompliziert und es sind 
zu viele Stellen daran beteiligt.“ 
Dienstleistungserbringer sollten in jedem Mitgliedstaat die 
Möglichkeit haben, Informationen bei einer einzigen 
Anlaufstelle zu erhalten und dort die Formalitäten zu 
erledigen. Dies sollte auch online möglich sein.
Unternehmen und Verbraucher in 
der EU bemängeln: 
„Es gibt zu viele Genehmigungsverfahren und
diese sind langwierig, undurchsichtig und 
nicht vorhersehbar.“ 
„Einige nationale Anforderungen sind 
eindeutig diskriminierend oder 
unverhältnismäßig.“ 
Die Genehmigungsverfahren müssen geprüft und 
gegebenenfalls abgeschafft werden. Die Verfahren dürfen 
keine Diskriminierungen beinhalten. Sie müssen objektiv 
und transparent sein und Kriterien und Fristen 
unterliegen, die im vorhinein bekannt sind. 
Einige Anforderungen wie beispielsweise die 
Diskriminierungen aufgrund der Staatsangehörigkeit und 
Prüfung des wirtschaftlichen Bedarfs sollten verboten 
werden. 
„Die Niederlassung wird durch zu viele 
weitere Beschränkungen erschwert.“ 
Bestimmte Anforderungen, die sich auf die 
Niederlassungsfreiheit auswirken, wie beispielsweise 
mengenmäßige und territoriale Beschränkungen sollten 
einer gegenseitigen Evaluierung durch die Kommission, 
die Mitgliedstaaten und betroffene Interessengruppen 
unterzogen und gegebenenfalls abgeschafft werden. 
„Um in einem anderen Mitgliedstaat 
vorübergehend oder gelegentlich 
Dienstleistungen erbringen zu können, 
müssen Formalitäten und Bestimmungen 
eingehalten werden, die im Vergleich zu 
den im Herkunftsstaat geltenden 
Bestimmungen eine zusätzliche 
Regulierung und Belastung bedeuten.“ 
Das Herkunftslandprinzip sollte sicherstellen, dass 
Dienstleistungserbringer, die rechtmäßig in einem 
Mitgliedstaat tätig sind, vorübergehend oder gelegentlich in 
einem anderen Mitgliedstaat tätig sein können, ohne 
weitere Anforderungen erfüllen zu müssen. Es gibt eine 
Reihe von Ausnahmen von diesem Grundsatz, um 
beispielsweise Arbeitnehmer und Verbraucher und die 
öffentliche Gesundheit zu schützen und die Sicherheit zu 
gewährleisten. Es gib auch Schutzmaßnahmen für den Fall 
außergewöhnlicher Umstände
„Dienstleistungserbringer, die 
Arbeitnehmer vorübergehend in andere 
Mitgliedstaaten entsenden, sehen sich zu 
großen bürokratischen Hemmnissen 
gegenüber.“ 
„Für Dienstleistungserbringer, die Dritt-
staatsangehörige in der EU beschäftigen, 
ist es schwierig, sie vorübergehend in 
einen anderen Mitgliedstaat zu 
entsenden.” 
Einige besonders belastende Verwaltungsanforderungen 
wie beispielsweise die vorherige Anmeldung sollten 
abgeschafft und durch eine verstärkte Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten ersetzt werden. 
Bestimmte Verwaltungsanforderungen wie Arbeits-
erlaubnisse sollten abgeschafft werden. 
Die Kommission schlägt 
Folgendes vor: 
„Dienstleistungserbringer müssen 
Anforderungen mehrfach erfüllen, weil die 
Verwaltungen der Mitgliedstaaten sich 
gegenseitig nicht trauen.“ 
Die Mitgliedstaaten müssen die Verwaltungs-
zusammenarbeit gewährleisten, damit 
Dienstleistungserbringer ordnungsgemäß und wirksam im 
gesamten Binnenmarkt überwacht werden und 
gleichzeitig Überschneidungen bei der Kontrolle 
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VERBRAUCHERRECHTE 
„Die Verbraucher leiden unter 
Diskriminierungen, wenn sie in anderen 
Mitgliedstaaten unterwegs sind oder dort 
Dienstleistungen in Anspruch nehmen. 
Ausländer müssen beispielsweise in 
Museen höhere Eintrittspreise bezahlen.“
Die Rechte von Dienstleistungsempfängern
sollten klar festgelegt werden und jegliche
Diskriminierung sollte beseitigt werden. 
Unternehmen und Verbraucher 
in der EU bemängeln: 
„Die Verbraucher haben kein Vertrauen in 
grenzüberschreitende Dienstleistungen.“ 
Zur Verbesserung der Qualität der
Dienstleistungen sollten u.a. folgende
Maßnahmen getroffen werden: bessere
Information der Verbraucher, obligatorische
Berufshaftpflichtversicherung für bestimmte
Dienstleistungserbringer, Förderung von
Qualitätscharten und Verhaltenskodexen, die
in der gesamte EU gelten würden. 
Die Kommission schlägt 
Folgendes vor: 
„Patienten sehen sich bei der Erstattung 
von Behandlungskosten, die in einem 
anderen Mitgliedstaat gezahlt wurden, 
großen Problemen gegenüber.“ 
Die Bedingungen, unter denen Patienten 
Anspruch auf Erstattung haben , sollten auf der 
Grundlage der geltenden Rechtsprechung des 
EuGH geklärt werden. Patienten sollten nicht 
mit allzu komplizierten Vorschriften oder 
Verzögerungen konfrontiert sein. 
